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... ist diese Ausgabe histo-
risch zu sehen. Wir haben 
nach über 33 Jahren sehr 
guter Zusammenarbeit mit 
dem PolPublik Verlag nun 
den gewerkschaftseigenen 
Verlag VDP als Partner.

Für den Leser wird es augenscheinlich keine Ver-
änderungen geben. Wir achten beim Layout  auf 
einen hohen Wiedererkennungswert. Auch inhalt-
lich gibt es kaum Veränderungen. Wir wollen die 
Ausgaben mit jeweils ca. 40 Seiten Text und Bild 
füllen. Das ist nicht immer ganz einfach, da wir 
nach wie vor ein sehr kleines Redaktionsteam sind.  
Auch in diesem Jahr wird es wieder drei Ausga-
ben geben.

Das Titelthema „Die Psyche stärken“, habe ich 
zufällig im Magazin für Führungskräfte „topeins“  
gelesen und fand es sehr interessant und wollte 
es unserer Leserschaft nicht vorenthalten. Erst-
malig drucken wir hier einen Artikel einer anderen 
Zeitschrift ab. Ich möchte mich an dieser Stelle 
für die Genehmigung zum Abdruck dieses Artikels 
bei der Redaktion von „topeins“ recht herzlich be-
danken und verweise auch auf die Internetseite 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung, 
Herausgeber des Magazins, www.topeins.dguv.de

Ich wünsche einen gesunden Start in den Frühling 
und viel Spaß beim Lesen.

IHR/EUER
Jörg Kremer
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Bestandsaufnahme

Gefühlt hat die psychische Belastung in den letz-
ten Jahren zugenommen: So gab beim Fehlzeiten-
report 2016 des wissenschaftlichen Institutes der 
AOK jede vierte der befragten Personen an, dass 
sie ihre Unternehmenskultur als schlecht bewerte 
und mit der eigenen Gesundheit unzufrieden sei. 
Bei einer schlecht bewerteten Unternehmenskul-
tur fehlte 2016 nahezu jeder Dritte mehr als zwei 
Wochen im Betrieb. Studien wie die „Wissen-
schaftliche Standortbestimmung“ der Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BauA) 
stellen zudem Zusammenhänge her zwischen 
belastenden Arbeitsbedingungen und Muskel-
Skelett- oder Herz-Kreislauf-Erkrankungen sowie 
geminderter Leistungsfähigkeit. Handlungsdruck 
besteht also. Doch wo ansetzen und wie?

 
Psychischen Belastungen auf der Spur

Ein Instrument, das sich für die Suche nach den 
Ursachen anbietet, ist die Gefährdungsbeurtei-
lung psychischer Belastungen (GBU Psyche). 
Laut DIN EN ISO 10075-1 ist psychische Belas-

tung „die Gesamtheit aller erfassbaren Einflüsse, 
die von außen auf den Menschen zukommen und 
psychisch auf ihn einwirken“. Klar ist, wer arbei-
tet, hat zwei „Welten“, die Einfluss auf die Psyche 
nehmen: die berufliche und die private. Und in 
beiden Welten sind Ressourcen und Stressoren 
zu finden. Für die Psyche ist wichtig, das die Ba-
lance stimmt. Nur dann ist eine Arbeitskraft voll 
einsatzfähig. Im Privatleben können Beschäf-
tigte selbst für die richtige Balance sorgen. Am 
Arbeitsplatz sind die Führungskräfte gefordert.  

Wer das Thema psychische  
Belastungen im Betrieb angeht, 

räumt am besten drei weit verbreite-
te Missverständnisse  

aus dem Weg:

 
ERSTES MISSVERSTÄNDNIS: 

Stress ist Privatsache

Bereits seit 1996 verlangt das Arbeitsschutzgesetz, 
Gefährdungen von Beschäftigten systematisch zu 

Von Miriam Becker

Die Psyche 
stärken !

KOPFSACHE

Es geht den einzelnen Beschäftigten nicht 
anders als dem Unternehmen: Der Alltag ist 
ein Ringen um die Balance zwischen Stressoren und Ressourcen. Eine Gefährdungs-
beurteilung psychischer Belastungen am Arbeitsplatz kann diese Balance systema-
tisch und schrittweise herstellen. Für Unternehmen und öffentliche Einrichtungen ist sie 
Pflicht, für Führungskräfte eine besondere Herausforderung – aber eine, die sich aus-
zahlt.
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ermitteln, zu bewerten, Schutzmaßnahmen ein-
zuleiten und deren Wirksamkeit zu prüfen. Der 
Tatsache, dass psychische Belastungen – gern 
fälschlich als Stress bezeichnet – dazugehören, 
wurde mit der Novellierung des Gesetzes vor vier 
Jahren Nachdruck verliehen. Trotzdem kann 
nicht einmal die Hälfte der deutschen Betriebe 
laut Betriebsbefragung 2015 der Gemeinsamen 
Deutschen Arbeitsschutzstrategie eine Gefähr-
dungsbeurteilung vorweisen. Und noch weniger 
hatten dabei die psychischen Faktoren berück-
sichtigt.

 
ZWEITES MISSVERSTÄNDNIS:

Es geht um die Prävention von psychi-
schen Erkrankungen

Stress = Burnout. Auf diese einfache Formel 
wurde das Thema psychische Belastungen in den 
vergangenen Jahren oft verengt. Es stimmt zwar, 
dass es Arbeitsbedingungen gibt, die psychische 
Störungen hervorrufen können. Aber nicht jede 
psychische Erkrankung hat deswegen ihre Ur-
sache am Arbeitsplatz. Umgekehrt können psy-
chische Belastungen sich auch auf andere Weise 
äußern als durch Depressionen oder Suchter-
krankungen. Rückenschmerzen oder Verdau-
ungsbeschwerden sind klassische Beispiele für 
psychosomatische Erkrankungen, deren Ursa-
che chronischer Stress sein kann. Erkrankt ein 
Mitarbeiter an einer Angststörung, sagt das also 
nicht unbedingt etwas über Stress bei der Arbeit 
aus. Umgekehrt ist es für die Führungskraft kein 
Anlass zur Zufriedenheit, wenn die Belegschaft 
zwar frei von Depressionen ist, die Arbeitsun-
fähigkeitstage wegen Rückenschmerzen aber 
durch die Decke gehen.

 
DRITTES MISSVERSTÄNDNIS:

Stress kann man nicht messen

„Ein Stresspegel-Messgerät wäre was Schönes, 
aber anders als bei Lärm oder Gefahrstoffen gibt 
es für psychische Belastungen kein so einfaches 
Messgerät“, sagt Professor Dirk Windemuth vom 
Institut für Arbeit und Gesundheit der DGUV. 

„Das heißt aber nicht, dass man Stress nicht 
messen kann.“ Mitarbeiterbefragungen, struk-
turierte Gespräche und Organisationsanalysen 
seien wissenschaftlich gesicherte Instrumen-
te, um Risiken auf die Spur zu kommen – und 
sollten daher Bestandteil einer GBU Psyche sein. 

„Mitunter fördern solche Untersuchungen nicht 
nur Stressoren zu Tage, sondern auch ineffizien-
te Prozesse und unnötige Bürokratie. Als Füh-
rungskraft erfährt man so manchmal mehr über 
seinen Betrieb las auf andere Weise“, so der Psy-
chologe. 

 
Ein Beispiel aus der Praxis

Andreas Bosse hat mit der GBU Psyche bereits 
Erfahrungen gesammelt. Der geschäftsführende 
Gesellschafter der Ihr Landbäcker GmbH und 
Geschäftsführer der Stendaler Landbäckerei ist 
das Thema nach Art eines Familienunterneh-
mens angegangen: „Ein Schritt nach dem ande-
ren. Wir haben nebenbei auch noch ein bisschen 
Brot zu backen.“ Bosse hat Erfahrungen und 
Ressourcen aus dem Arbeitsschutz genutzt – 
und er hat sich bei der Gefährdungsbeurteilung 
von seiner Berufsgenossenschaft unterstützen 
lassen. Um welche psychischen Belastungen 
es in seinem Betrieb geht, hat er systematisch 
analysiert: mit einer unternehmensweiten, an-
onymen Mitarbeiterbefragung, einer von Ar-
beitswissenschaftlern durchgeführten Studie der 
anfallenden Belastungen sowie einer Analyse 
der Krankenstandparameter durch eine Kran-
kenkasse.

KOPFSACHE: Bei einer positiv erlebten Unter-
nehmenskultur fehlte nur jeder Sechste im Be-
trieb

 
Hinschauen und Handeln

Vor allem aber setzt Bosse auf den strukturierten 
Austausch in seinen Teams:“Die Vorgestzten be-
merken früh, dass jemand seine Arbeit nur noch 
zu 20 oder 30 Prozent schafft. Jemand leidet – 
an was auch immer – und die Leistung fällt ab. 
Das schwächt das ganze Team, die anderen müs-
sen einspringen, die Stimmung kippt. Das sind 
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genug Anlässe zum Handeln.“ Das Management 
der Großbäckerei mit 600 Beschäftigten weiß, 
worauf es zu achten hat: In den Filialen steht der 
Kontakt zum Kunden im Mittelpunkt des Han-
delns. Das ist zugleich der größte Stressfaktor. 
Bosse: „Immer freundlich und flexibel zu sein 
gelingt nur, wenn es den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern gut geht und sie sich im Team und 
von der Führung gut unterstützt fühlen.“ Dazu 
zählen regelmäßige Schulungen und Befragun-
gen sowie Angebote des Betrieblichen Gesund-
heitsmanagements – alles Aktivitäten, die in die 
GBU Psyche einfließen.

Geringe Fluktuation

Die Vorgesetzten führen Teams aus 4 bis 20 Be-
schäftigten. Sie sind für den Umgang mit psy-
chischen Belastungen qualifiziert: Konflikte 
oder organisatorische Probleme werden offen 
angesprochen. Maßnahmen direkt im Team dis-
kutiert. Die Führungskräfte haben ausreichend 
Handlungsspielraum, Abläufe zu gestalten, Ar-
beitszeiten und Urlaube im Team zu planen und 
jemanden, der aus privaten Gründen weniger 
arbeiten kann, zu entlasten. Diese Art des Um-
gangs tut allen Beteiligten gut – und fördert die 
Gesundheit. Für die Landbäckerei zahlt sich 
das unter anderem in einer geringen Fluktuati-
on und niedrigem Krankenstand aus. „Urkun-
den für 35 oder 40 Jahre Betriebszugehörigkeit 
schreibe ich fast jeden Monat“, berichtet Bosse. 
Dabei ist er sich bewußt, dass die GBU Psyche 
ein Prozess ist, den er mit seinem Team ständig 
fortsetzt – damit die Balance erhalten bleibt.

Prozessschritte 
bei der 

Gefährdungsbeurteilung

SCHRITT 1:  
Festlegen von  

Tätigkeiten/ Bereichen

 
SCHRITT 2:  

Ermittlung der psychischen  
Belastung der Arbeit

 
SCHRITT 3:  

Beurteilung der psychischen  
Belastung der Arbeit

 
SCHRITT 4:  

Entwicklung und  
Umsetzung von Maßnahmen

 
SCHRITT 5:  

Wirksamkeitskontrolle

 
SCHRITT 6:  

Aktualisierung/ Fortschreibung

 
SCHRITT 7:  

Dokumentation

Quelle: 

„topeins“, Magazin für Führungskräfte, Ausgabe 1/2018 - Artikel: Die Psyche stärken. 
Mit freundlicher Genehmigung durch das Magazin „topeins“.
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Die stillen Bäume hier im Park

ertragen noch das Wintergrau,

das ihr frisches Grün verbarg

im weiten Winterhimmelblau.

Sehnend stehen Äste hoch,

hin zum hellen Firmament -

zag und heimlich duldend noch

wiegen sie sich traumdezent.

Doch schau, unvermittelt, sacht,

zeigt des Baumes Traumgestalt

etwas, das gelind erwacht

und sich in die Lüfte malt.

Frühester Frühling

Holger Jürges,  
Polizeibeamter im  

PK Schöningen, 
 Lyriker &  

GdP- 
Mitglied 

Noch ein Gedicht...
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Kremer: Was bedeutet ei-
gentlich eine Gefährdungs-
beurteilung und seit wann 
gibt es diese?

Muss eine Gefährdungsbeur-
teilung angewendet werden 
und gibt es hierzu gesetzliche 
Vorgaben?

Bähr: Die Gefährdungsbeur-
teilung gibt es bundesweit seit 
1996. Das geht aus dem Arbeits-
schutzgesetz hervor, das ist die 
Grundlage für die Gefährdungs-
beurteilung. Hier ist es der § 5 
des Arbeitsschutzgesetzes, Beur-
teilungen der Arbeitsbedingun-
gen. Da ist es in erster Linie der 
Arbeitgeber. Dieser hat durch 
eine Beurteilung der für die 
Beschäftigten mit ihrer Arbeit 
verbundenen Gefährdung zu er-
mitteln, welche Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes erforderlich sind. 
Der Arbeitgeber hat die Beur-
teilung je nach Art der Tätigkeit 

vorzunehmen. Bei gleichartigen 
Arbeitsbedingungen ist die Beur-
teilung eines Arbeitsplatzes oder 
einer Tätigkeit ausreichend. Im 
Absatz 3, unter Punkt 6, heißt es 
explizit: eine Gefährdung kann 
sich insbesondere ergeben durch 
psychische Belastungen bei der 
Arbeit. 

Das ist die Rechtsgrundlage, wo 
nach auch jede Behörde vorge-
hen muss. Es ist gesetzlich bin-
dend. 

Kremer: Gibt es dazu Prü-
fungen/Überprüfungen ob 
sich daran auch gehalten 
wird?

Bähr: Die rechtlichen Über-
prüfungen werden von der Lan-
desunfallkasse im Bereich des 
Tarifs, bzw. durch das Gewer-
beaufsichtsamt durchgeführt. 
Das sind unsere beiden über-
geordneten Aufsichtsbehörden 
im Bereich Arbeitsschutz. In 
der Behörde überprüft das Ge-
werbeaufsichtsamt höchst sel-
ten. In der freien Wirtschaft 
sieht das anders aus, hier wird 
öfters überprüft und auch Ver-
stöße mit Bußgeldern geahndet, 
wenn noch keine Gefährdungs-
beurteilungen erstellt wurden. 
Bundesweit ist die Gefährdungs-
beurteilung noch längst nicht 
vollständig umgesetzt. Wir be-
wegen uns momentan bei ca. 

50 – 55 % in der Wirtschaft und 
Behörden, die das umgesetzt ha-
ben. 

Kremer: Was habe ich mir 
unter einer Gefährdungsbe-
urteilung vorzustellen?

Bähr: Die Gefährdungsbeurtei-
lung beschreibt den Prozess der 
systematischen Ermittlung und 
Bewertung aller relevanten Ge-
fährdungen, denen die Beschäf-
tigten im Zuge ihrer beruflichen 
Tätigkeit ausgesetzt sind. 

Es gibt hier unterschiedliche Va-
rianten. Man nimmt quasi eine 
Art „Checkliste“ und schaut sich 
die Arbeitsplätze an, was gibt 
es hier für eine Gefährdung? Es 
gibt aber nicht für jede Tätigkeit 
eine „Checkliste“.

Bei Vollzugsbeamten gibt es 
zum Beispiel ja den Leitfaden 
Eigensicherung. Das ist schon 
mal eine Erweiterung, auch ge-
wissermaßen eine Art der Ge-
fährdungsbeurteilung. Hier ist 
ja beispielhaft aufgezählt, wel-
che Gefahren lauern u.a. beim 
Einschreiten, kontrollieren und 
welche Maßnahmen kann der 
Einzelne ergreifen um das Ge-
fährdungsrisiko so gering wie 
möglich zu halten. Es ist hier 
eine Unterstützung der Gefähr-
dungsbeurteilung. Oder aber 
auch eine Checkliste bei einem 

Jörg Kremer befragt Michael Bähr 
zum Titelthema „Die Psyche stärken“.

DAS INTERVIEW

Michael Bähr ist Fachkraft für 
Arbeitssicherheit in der Poli-
zeidirektion Braunschweig.
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Brandermittler. Man schaut 
auch hier auf dessen Tätigkeit. 
Welche Arbeitsabläufe werden 
vor Ort durchgeführt? Wie wird 
vorgegangen? Welche Arbeits-
mittel gibt es? Ausstattung? 

Dadurch erstellt man letztend-
lich eine Gefährdungsbeur-
teilung. Daran sieht man, was 
kann bzw. muss hier verändert 
werden. Das ist dann schon der 
nächste Schritt, die Maßnahmen. 
Man befragt natürlich auch die 
Kolleginnen und Kollegen vor 
Ort, die diese Tätigkeiten aus-
üben. Das geschieht zusammen 
mit den Betriebsärzten, Perso-
nalräten und der Fachkraft für 
Arbeitssicherheit.

Kremer: Gibt es für jede Tä-
tigkeit eine Checkliste?

Bähr: Nein, gibt es so nicht. Es 
gibt eine Gefährdungsbeurtei-
lung für verschiedene Tätigkei-
ten in der Polizei, die im Intranet 
bzw. Extrapol eingestellt ist und 
von der Polizei Baden-Württem-
berg, Rheinland Pfalz und dem 
BKA ca. 2003 erstellt wurde. 
Diese gilt es natürlich, nach über 
15 Jahren, wieder zu erneuern, 
da sie nicht mehr dem Stand 
der Technik entsprechen und 
diese auch nur ein Auszug aus 
den Tätigkeiten sind. Eine kom-
plette Überarbeitung wäre sehr 
wünschenswert. Verantwort-
lich dafür sind die Arbeitgeber 
und hier bei uns in der Polizei-
direktion Braunschweig, die 
Behördenleitung bzw. bei den 
Polizeiinspektionen auch die 
Leiterinnen/Leiter. Aber sie ste-
hen nicht allein da, sie erhalten 
Unterstützung von den Betriebs-
ärzten und den Fachkräften für 
Arbeitssicherheit. Diese stehen 

dann beratend und unterstützend 
zur Seite.

Kremer: Wie hoch ist die 
Erkrankung aufgrund psy-
chischer Belastungen in 
der Polizeidirektion Braun-
schweig, gibt es Zahlen dazu?

Bähr: Nein, Zahlen gibt es nicht. 
Ich bekomme natürlich Dienst-
unfallanzeigen, Unfallmeldungen 
und schaue nach, woran es gele-
gen hat. Daraus ergeben sich dann 
gegebenenfalls Verbesserungen 
u.a. in den Arbeitsabläufen. Dabei 
sind psychische Belastungen nur 
schwer zu erkennen. Die Kolle-
ginnen und Kollegen sind in ihrer 
Psyche natürlich auch sehr un-
terschiedlich ausgeprägt. Für den 
einen ist es eine Beanspruchung, 
für den anderen wiederum eine 
Belastung.

Zahlen dazu hätte man differen-
zierter erheben können, anhand 
der letzten landesweiten Mitar-
beiterbefragung. Hier hat man zu 
meinem Bedauern, nur oberfläch-
lich nachgefragt.

Kremer: Sind Ergebnisse der 
Mitarbeiterbefragung in die 
Gefährdungsbeurteilung mit 
eingeflossen?

Bähr: Nein, definitiv nicht. Wir 
sind gerade dabei, für den Bereich 
Wolfsburg eine Gefährdungs-
beurteilung zu erstellen. Sie ist 
auch größtenteils fertig. Sie sollte 
im Bereich Gesundheitsmanage-
ment/ Steuerungsgruppe auch 
präsentiert werden. Das ist leider 
bislang noch nicht geschehen. Die 
Gründe sind mir nicht bekannt. 

Kremer: Ist die Polizeidi-
rektion Braunschweig hin-

sichtlich der psychischen 
Belastungen und Erkran-
kungen  von Kolleginnen und 
Kollegen gut aufgestellt?

Bähr: Ich würde es nicht nur auf 
unsere Behörde beziehen, son-
dern landesweit betrachten wol-
len. Hier sage ich, das wir für 
einen „ersten Angriff“ mit der Re-
gionalen Beratungsstelle (RBS) 
gut aufgestellt sind. Aber vielleicht 
sollten wir uns auch „Externe Pro-
fis“, wie einen Diplom-Psycholo-
gen, „einkaufen“. Ich glaube, das 
täte uns mal sehr gut, weil diese 
Kräfte das Ganze dann auch neu-
traler betrachten könnten.

Kremer: Was wünscht sich 
eine Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit für die Zukunft?

Bähr: Ich würde mich freuen, 
wenn es gelänge, Führungskräf-
te der Polizei für den Bereich 
Arbeitsschutz mehr zu sensibili-
sieren. Der Arbeitsschutz ist für 
alle Führungskräfte und Beschäf-
tigten ein sehr wichtiges Themen-
feld. Ein Anfang wäre ja gemacht, 
wenn die Polizeiakademie oder 
die Hochschule der Polizei das 
Thema auch mit vermitteln wür-
de. Aber sobald Kolleginnen und 
Kollegen Führungskräfte werden, 
wird der Bereich Arbeitsschutz 
erfahrungsgemäß größtenteils 
sehr stiefkindlich behandelt. Das 
ist aus meiner Sicht ein aktuelles 
Manko landesweit in den Behör-
den.

Es ist ja schließlich im Interesse 
aller Beteiligten, die Gesundheit 
der Mitarbeiter aufrecht zu erhal-
ten.

Kremer: Vielen Dank für das 
Gespräch!
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Neues aus dem  
Tarifbereich

Von  
Martina Wojna

T
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

das neue Jahr ist in vollem Gange und der Alltag hat uns mittlerweile wieder.

Die Tarifverhandlungen für den TVÖD (Bund und Kommunen) haben begon-
nen. Hierneben wird die Information der GdP zu diesen Verhandlungen und 
Forderungen abgedruckt.

Schließlich sind erfahrungsgemäß die dort erzielten Ergebnisse auch Grundla-
ge für die im kommenden Jahr startenden Tarifverhandlungen für den TV/L.

In der Behörde fand am 15. Februar 2018 der gut besuchte  Workshop „Ar-
beitswelt und Perspektiven“ statt. Leider mussten einige aufgrund von Erkran-
kung ihre Teilnahme kurzfristig noch absagen.

Die Vorbereitungen dieses Tages waren von vielen Emotionen begleitet und 
wie sich herausstellte, ging es in den einzelnen Workshops auch hoch her. 
Auch hier waren die Gespräche teilweise hochemotional und man hätte gut 
und gerne noch mehr Zeit in Anspruch nehmen können.

Ich persönlich habe mich in der Veranstaltung ganz bewusst etwas zurückge-
halten um einfach mal zu schauen, ob ich mit den von mir hier bearbeiteten 
und angesprochenen Themen sozusagen „am Puls der Zeit“ bin. 

Mit  der Präsentation der Ergebnisse wurde mir zu meiner Freude bestätigt, 
dass wir da absolut auf einem Nenner sind.

Jetzt liegt es bei der Behörde die erarbeiteten Ergebnisse umzusetzen und ich 
werde weiterhin den Finger für euch in die Wunde legen.

Wir werden uns auch durch mögliche Abgabeverpflichtungen im Beschäfti-
gungsvolumen auf gar keinen Fall entmutigen lassen und weiterhin für unsere 
Interessen eintreten und notfalls auch kämpfen.

Herzliche Grüße

Eure

Martina Wojna

!
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Am 22.08.2017 verstarb plötzlich und unerwartet 
mein Rauschgift- und Banknotenspürhund Cobra 
von der Diensthundführergruppe Goslar.

Schon als junge Diensthündin überzeugte sie 
durch ihr Gespür bei Gefahren und zeigte u.a. bei 
einem Gorleben-Einsatz die nahenden Gefahr 
durch aggressive Störer in der Dunkelheit sicher 
und zuverlässig an. 

In ihrer Dienstzeit als Spezialhund konnte sie Ma-
rihuana, Haschisch, Ecstasy, Amphetamin, Hero-
in, Kokain, Hanfpflanzen und Bargeld in Höhe von 
1.015.625,- Millionen Euro auffinden.

Ihr größter Erfolg hierbei waren ca. 3,5 kg Heroin. 
Cobra zeigte in einem engen Flur an der unteren 
Schublade eines Schrankes durch Bellen an. In der 
Schublade befanden sich Bekleidungsgegenstände. 
Nach weiterem Anzeigen durch Verbellen wurden 
die zwei unteren Schubladen herausgenommen. 
Hinter den Schubladen war in den Schrank ein 
Loch gesägt und ein Tresor eingelassen.  Der Tresor 
wurde nun von Cobra durch Verbellen angezeigt. 

In dem Tresor wurde eine nicht unerhebliche Men-
ge Bargeld aufgefunden. Doch der Spezialhund 
zeigte weiter durch Verbellen an den Außenkanten 
des Tresor an. Durch ihr vehementes Bellen wurde 
der Tresor weiter untersucht und festgestellt, dass 
dieser herausgenommen werden konnte. Hin-
ter dem Tresor befand sich ein versteckter kleiner 
Raum in dem durch mich das Heroin gefunden 
wurde.  

Bei dem Auffinden von Bargeld konnten sie raf-
finierte Verstecke (z.B. eine bepflanzte Bodenva-
se) nicht fehlleiten und Hohe Summen von u.a. 
108.000,- Euro wurden aufgespürt. 

Auch als Schutzhund leistete Cobra Großes. Her-
ausragend waren u.a. folgende Einsätze: 

Am 14.05.2015 konnte sie das Leben eines seit 
zwei Tagen Vermissten retten, der hilflos in ei-

nem Tümpel lag. Das Wasser stand ihm tatsäch-
lich und wortwörtlich bis zur Unterlippe und eine 
zuvor stattgefundene mehrfache Absuche durch 
Kollegen war ohne Erfolg geblieben. Cobra ver-
folgte eine Fährte durch Unterholz und Dornen 
und konnte den Hilflosen aufspüren. Er überlebte 
schwerverletzt. 

Sie konnte mehrere Täter (ED-Wohnhaus, Wider-
stand gegen Vollstreckungsbeamte) durch beein-
druckende Anbisse stellen und verhindern, dass 
Polizeibeamte verletzt wurden.

Cobra spürte einen Täter (Totschläger, Räuber, 
Gewalttäter) bei einer großangelegten Suche 
(nach Raub) in einem Gebäudekomplex auf, der 
zuvor bereits zweimal durch Kollegen durchsucht 
worden war, so dass dieser festgenommen werden 
konnte. 

Danke an eine einmalige und verlässliche Gefähr-
tin von deinem Herrchen POK Thomas Kirchner 
und allen Kolleginnen und Kollegen der Dienst-
hundführergruppe Goslar.

Nachruf
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Innenminister Boris Pistorius 
hat im Januar 2016 im Land-
tag in einer Rede zur Situation 
der Polizei in Niedersachsen 
klar gesagt, dass diese Stellen, 
die aufgrund einer Verände-
rung der IT-Landschaft in der 
Polizei wegfallen sollten, bei 
der Polizei verbleiben. Dafür 
gab es aus der Polizei und von 
der GdP Zustimmung, weil 
genügend Arbeit vorhanden 
war und weiterhin ist. Für die 
Bewältigung dieser Aufgaben 
wurde sogar zusätzliches Per-
sonal, teilweise befristet, ein-
gestellt. Auf anderer Ebene 
setzt man sich politisch für den 
Wegfall von befristeten Ver-
trägen und für Festanstellun-

gen ein. Hier in Niedersachsen 
ist bei der Polizei nun konkret 
zu befürchten, dass befristete 
Verträge nicht verlängert wer-
den und Beschäftigte dann in 
die Arbeitslosigkeit gehen. 

Die neue Landesregierung 
hat für den Nachtragshaus-
halt 2018 beschlossen, im 
Jahr 2018 zusätzlich 500 Voll-
zugskräfte und 250 Verwal-
tungskräfte einzustellen. Eine 
Verstärkung ist auch drin-
gend erforderlich, die GdP hat 
dies seit Jahren konsequent 
gefordert und begrüßt diese 
notwendige Maßnahme da-
her ausdrücklich. Wenn aber 
250 zusätzliche Polizeiverwal-

tungskräfte eingestellt wer-
den, aus einem anderen Topf 
im Gegensatz dazu gleichzeitig 
165 abgezogen werden sollen, 
dann entspricht die Verstär-
kung nicht der öffentlichen 
Ankündigung. 

Die GdP fordert die Landes-
regierung daher auf, diese 
Verstärkung nicht dadurch zu 
negieren, indem in die rechte 
Tasche zusätzliches Personal 
gesteckt wird und aus der lin-
ken Tasche wieder reduziert 
wird. Das bezeichnet man als 
politischen Taschenspieltrick.

GdP kritisiert  
geplante  
Personal- 
einsparungen  
bei der Polizei

Foto: Angela Hübsch, GdP Niedersachsen

Die GdP kritisiert massiv, dass die Landesregierung ab 01.01.2019 insgesamt 165 Voll-
zeiteinheiten aus dem Polizeibudget streichen will. Im Ergebnis fallen diese Stellen aus 
dem Verwaltungsbereich der Polizei weg. Die GdP ist sicher, dass dadurch zukünftig 
wieder Verwaltungsaufgaben durch Vollzugskräfte durchgeführt werden müssen und die 
öffentlichkeitswirksame Verstärkung der Polizei damit zum Teil konterkariert wird.

Politische Taschenspielertricks

Von der GdP Niedersachsen
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Ende Februar gewann der SV 
Werder Bremen das Nord-
derby gegen den Hambur-

ger SV mit 1:0 - vier Tage zuvor 
hatte der Nordklub jedoch das 
1:1 gegen die ihn beheimatende 
Hansestadt vor dem Oberverwal-
tungsgericht Bremen hinnehmen 
müssen. Dort wurde das Urteil 
des Verwaltungsgerichts Bremen 
im Berufungsverfahren kassiert, 
welches im März 2017 der Klage 
der Deutschen Fußball Liga (DFL) 
gegen einen Gebührenbescheid 
des Bundeslandes stattgegeben 
hatte. Jedoch wurden Gebühren-
forderungen an den Ligaverband 
per Gerichtsbeschluss nunmehr 
grundsätzlich für rechtens erklärt, 
weshalb die Hansestadt die DFL 
an den Mehrkosten für Polizeiein-
sätze bei sogenannten Hochrisiko-
spielen beteiligen darf. 

Allerdings sind sowohl der Fuß-
ballverband als auch Werder Bre-
men gleichsam Veranstalter von 
Heimspielen des Bundesligaver-
eins, weshalb sie rechtlich als Ge-
samtschuldner gelten. Aufgrund 
eines Ausgleichsanspruchs zwi-
schen den Schuldnern ist die DFL 
daher berechtigt, ihren Anteil vom 
Bremer Sportverein einzufordern. 

Hubertus Hess-Grunewald, am-
tierender Präsident des SV Wer-
der, rechnet in der Folge des 
Schiedsspruchs mit einer jährli-
chen Belastung in Höhe von bis 
zu 1,2 Millionen Euro pro Saison. 
Da es sich um einen Präzedenz-
fall handelt, wird dieses Urteil 

womöglich einen (temporären?) 
Wettbewerbsnachteil für den 
Fußballbundesligisten nach sich 
ziehen. In jedem Fall drohen Wer-
der Bremen bereits unmittelbare 
Konsequenzen: seitens der DFL 
wird der Verein voraussichtlich im 
Zuge des Lizenzierungsverfahrens 
für die Saison 2018/2019 aufge-
fordert werden, Rücklagen für den 
Fall einer Niederlage im Rahmen 
des Revisionsverfahrens zu bilden. 

Es entbehrt nicht einer gewissen 
Ironie, dass die gerichtliche Ausei-
nandersetzung innerhalb der Ka-
lenderwoche der erneuten Auflage 
jener Begegnung stattfand, die den 
Ausgangspunkt für den Zwist bil-
det. Grundlage der Verhandlung 
war die exemplarische Bewertung 
der Rechtmäßigkeit einer Kosten-
rechnung für polizeiliche Mehr-
ausgaben, die im Rahmen der 
Begegnung zwischen Werder Bre-
men und dem HSV im April 2015 
entstanden sind. 

Im Nachgang der Partie hatte 
die Hansestadt dem Ligaverband 
eine Gebührenrechnung über et-
was mehr als 425.000 Euro zuge-
stellt. Anstatt der üblicherweise 
eingesetzten 300 bis 600 Sicher-
heitskräfte kamen 969 Polizistin-
nen und Polizisten während des 
Nordderbys zum Einsatz. Seit-
dem erhält der Ligaverband re-
gelmäßig Gebührenbescheide der 
Bremer Polizei - inzwischen be-
laufen sich die Gesamtforderun-
gen auf rund zwei Millionen Euro. 
Auch für das zurückliegende Auf-

einandertreffen aus dem Februar 
hatte die Behörde bereits im Vor-
feld einen Bescheid in Höhe von 
300.000 bis 450.000 Euro ange-
kündigt. 

Anspruchsgrundlage der Forde-
rungen des Landes Bremen ist 
der bereits im November 2014 
in Kraft getretene § 4 (4) des 
Bremischen Gebühren- und Bei-
tragsgesetzes. Jener Paragraph 
sieht für gewinnorientierte 
Großveranstaltungen, an denen 
voraussichtlich mehr als 5.000 
Personen gleichzeitig teilnehmen 
und für die wegen erfahrungsge-
mäß erwartbarer Gewalthand-
lungen vorhersehbar zusätzliche 
Polizeikräfte benötigt werden, 
ausdrücklich eine Gebührenerhe-
bung vor. 

Diese Gebühr bemisst sich nach 
dem finanziellen Mehraufwand, 
der sich aus der zusätzlichen Be-
reitstellung von Polizeikräften 
ergibt. Bestimmte Bundesliga-
spiele, wie das Derby zwischen 
Bremen und Hamburg, werden 
vom Deutschen Fußballbund als 
Hochrisikospiel eingestuft. In 
der Konsequenz werden dadurch 
zusätzliche Sicherheitskräfte im 
Stadion und umliegenden Area-
len eingesetzt. Über die damit im 
Zusammenhang entstehenden 
Kosten wird seit Jahren eine aus-
geprägte gesellschaftliche Debat-
te geführt. 

Nachdem die DFL vor dem Ver-
waltungsgericht Bremen mit ihrer 

Hochsicherheitsspiele  
und das Dilemma der Kostenschuld

Von Markus John
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Klage gegen den Kostenbescheid 
einen medial vielbeachteten Er-
folg verbuchen konnte, vertrat 
die Richterin und Präsidentin 
des Oberverwaltungsgerichts, 
Ilsemarie Meyer, in ihrer Ur-
teilsfindung eine diametral ent-
gegengesetzte Auffassung. Im 
Rahmen der Begründung ihres 
Richterspruchs bekräftigte sie die 
Rechtmäßigkeit der Forderung 
nach einer Kostenbeteiligung der 
DFL, wobei die Höhe der Gebüh-
renforderungen nicht zu bean-
standen sei, da sie der erbrachten 
öffentlichen Leistung entspräche. 

Außerdem sei der Ligaverband 
Mitveranstalter von Bundesligas-
pielen und damit Gesamtschuld-
ner, weshalb die DFL zu den ihr 
individuell zurechenbaren Ge-
bühren herangezogen werden 
könne. In den weiteren Ausfüh-
rungen zur Begründung der Ge-
richtsentscheidung wurden die 
polizeilichen Sicherheitsleistun-
gen als Voraussetzung des wirt-
schaftlichen Erfolgs derartiger 
Veranstaltungen gewertet. Mit 
dieser Verlautbarung soll ver-
hindert werden, dass der Fuß-
ballverband seine Gewinne zwar 
privatisieren, die dafür nötigen 
Ausgaben jedoch sozialisieren 
kann. Auch wenn die Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit eine po-
lizeiliche Kernaufgabe darstelle, 
sei eine Kostenbeteiligung nicht 
ausschließbar, argumentierte das 
Oberverwaltungsgericht. 

Das enorme Polizeiaufgebot dien-
te nach Auffassung des Gerichts 
zwar mithin der allgemeinen Si-
cherheit und war dementspre-
chend von öffentlichem Interesse, 
jedoch habe es in erster Linie dem 
störungsfreien Ablauf der Veran-
staltung gedient. Von daher seien 

die Kosten eher dem Veranstalter 
als der Allgemeinheit zuzurech-
nen. 

Befürworter dieser Rechtsausle-
gung, wie der Bremer Polizeipräsi-
dent Lutz Müller, argumentierten 
weiterführend, dass zur Sicherung 
der gewinnorientierten Veran-
staltung Beamtinnen und Beamte 
eingesetzt wurden, die zur Bewäl-
tigung anderweitiger polizeilicher 
Aufgaben fehlten. Überdies beste-
he entsprechend der der Ergebnis-
se der Haushaltsberatungen des 
Senats die Absicht, die zu verein-
nahmenden zwei Millionen Euro 
zweckgebunden für die Abgeltung 
von Überstunden von Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten zu 
verwenden. Ob diese Konsequenz 
auch für den Fall weiterer Einnah-
men gezogen wird, darf angesichts 
der angespannten Bremer Haus-
haltslage jedoch bezweifelt wer-
den. 

Verständlicherweise monierten 
Vertreter der DFL und Werder 
Bremen die Entscheidung der Ju-
dikative. Aus deren Sicht bildet 
das Urteil den Ausgangspunkt 
einer beginnenden Privatisierung 
der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie einer Kommer-
zialisierung der Gewaltbekämp-
fung. Darüber hinaus war aus 
den Reihen des Ligaverbandes zu 
vernehmen, dass die notwendige 
Entlastung der Sicherheitskräf-
te aus dem Fokus der Politik ge-
rate, da der Richterspruch nicht 
zu einer Reduzierung von Poli-
zeieinsätzen beitrüge. Weiter-
hin seien Fußballbegegnungen 
nicht Gewaltursache, vielmehr 
nutzten Störer derartige Veran-
staltungen als Plattform ihrer ge-
setzwidrigen Bestrebungen. Die 
Gewährleistung der öffentlichen 

Sicherheit sei ausschließlich poli-
zeiliche Kernaufgabe und von öf-
fentlichem Interesse. Außerdem 
wären sämtliche Spiele mit Kos-
tenerstattungsanspruch bereits 
im Vorfeld ausverkauft gewesen, 
so dass Polizeieinsätze keines-
wegs ein entscheidender Faktor 
des wirtschaftlichen Erfolgs von 
Bundesligaspielen seien. Darüber 
hinaus sei der SV Werder Bremen 
ein regional bedeutender Arbeit-
geber, an dem die Hansestadt 
durch Steuern, Tourismus und 
dessen Werbewert partizipiere, 
argumentierten Vertreter des SV 
Werder Bremen. Die finanzielle 
Belastung des Vereins aufgrund 
der aus den Kostenbescheiden re-
sultierenden Forderungen könne 
auf Dauer zu einer Gefährdung 
des Bundesligastandortes Bre-
men führen, was die Wirtschafts-
kraft der Region nachhaltig 
schwäche.

Das Verwaltungsgericht Bremen 
hatte zudem die Rechtmäßigkeit 
der Kostenbescheide in erster 
Instanz negiert, da die Kosten 
aufgrund der unbestimmten Ge-
bührenberechnungsmethode aus 
Mangel an Bemessungsfaktoren 
für die DFL nicht kalkulierbar 
seien. Insbesondere gelte diese 
Argumentation für die Kosten des 
Einsatzes zugezogener Polizeibe-
hörden anderer Bundesländer. 

Trotz des nunmehr anderslau-
tenden Urteils des Oberverwal-
tungsgerichts ist darüber hinaus 
nach wie vor unklar, ob weitere 
Bundesländer der DFL Mehrkos-
ten in Rechnung stellen werden. 
Voraussetzung wäre zunächst 
einmal die Vorhaltung eines ent-
sprechenden Tatbestandes in 
der Gebührenordnung eines je-
weiligen Landes, der zunächst 
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einzuführen wäre. Bisher hatten 
andere Bundesländer keinerlei 
Anstalten gemacht, dem Bremer 
Beispiel zu folgen. So hat Ham-
burg bereits deutlich gemacht, 
dass eine Beteiligung des Ligaver-
bandes an den Sicherheitskosten 
bei Polizeieinsätzen derzeit nicht 
geplant sei. Dahingegen hat das 
rheinland-pfälzische Innenmi-
nisterium bereits angedeutet, die 
bisherige Haltung zu überdenken 
und das weitere Vorgehen Bre-
mens interessiert zu verfolgen. 

Das Land Niedersachsen beab-
sichtigt weiterhin keine Beteili-
gung von Fußballverbänden und 
deren Vereinen an den Mehr-
kosten von Polizeieinsätzen bei 
Hochrisikospielen. In diesem 
Zusammenhang bestätigte der 
niedersächsische Innenminister 
Boris Pistorius die bisherige Po-
sition der Landesregierung, die 
auch im Koalitionsvertrag fixiert 
wurde: Sicherheit sei Aufgabe des 
Staates und das Gewaltmonopol 
läge in den Händen der Polizei. 

Zudem vertritt das Ministerium 
für Inneres und Sport den Stand-

punkt, dass die Herstellung öf-
fentlicher Sicherheit und Ordnung 
nicht von der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit abhängig sein dür-
fe. Der Argumentation folgend soll 
ausgeschlossen werden, dass sich 
beispielsweise Bundesligavereine 
Hochsicherheitsspiele leisten kön-
nen, niederklassige Klubs jedoch 
nicht. Gerade kleine Vereine und 
strukturschwache Regionen wür-
den somit arg benachteiligt wer-
den.

Das letzte Wort in dieser Ange-
legenheit ist ohnehin noch nicht 
gesprochen. Da eine Revision zu-
gelassen wurde, wird der Streit vor 
dem Bundesverwaltungsgericht in 
Leipzig fortgesetzt. Die DFL hatte 
bereits die entsprechenden Schrit-
te in die Wege geleitet, so dass mit 
einem abschließenden, richtungs-
weisenden Richterspruch frühes-
tens 2019 gerechnet werden kann. 
Allerdings sieht Werders‘ Präsi-
dent Hess-Grunewald im Hin-
blick auf die bundesgesetzlichen 
Dimensionen des Verfahrens vor 
dem Bundesverwaltungsgericht 
bessere Chancen für die DFL. Die 
divergierenden Rechtsauffassun-

gen des  Verwaltungs- und Ober-
verwaltungsgerichtes Bremen 
lassen ehedem auf eine diffizile 
Rechtslage schließen, weshalb der 
Ausgang vor dem obersten Bun-
desgericht ungewiss ist.

Letztendlich sollten darüber hin-
aus künftig vielleicht auch ander-
weitige wesentliche und bisher 
vernachlässigte Aspekte der De-
batte endlich einmal in den Mit-
telpunkt rücken: Wie kann man 
durch fachspezifische Analysen 
und Präventionsprojekte öffentli-
chen Ausschreitungen einer falsch 
verstandenen Fankultur entge-
genwirken? Wie und in welchem 
Umfang lassen sich die Kosten von 
Polizeieinsätzen im Rahmen von 
Fußballspielen reduzieren? Und 
wie kann man zur Entlastung von 
Polizeikräften vor dem Hinter-
grund derartiger Veranstaltungen 
beitragen...? □

Gewerkschaft  
der Polizei
Wir bleiben am Ball
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Am 08.März 2018 feierten wir  nicht nur  den interna-
tionalen Frauentag sondern auch 100 Jahre Frauen-
wahlrecht.

Die Einführung des Wahlrechts für Frauen im Jahre 
1918 war sicherlich DER wichtigste Meilenstein im 
Kampf um die Gleichberechtigung. Vorausgegangen 
waren jahrelange harte Kämpfe der Frauen um dieses 
Wahlrecht und auch andere Rechte für Frauen. Die-
se Frauen haben teilweise einen hohen Preis für ih-
ren Kampf gezahlt. Einige wurden in psychiatrische 
Anstalten gesteckt und dort sogar mit Elektroschocks 
behandelt um ihnen diese „Flausen“ aus dem Kopf zu 
streichen. Anderen wurden die Kinder weggenommen 
und als Druckmittel eingesetzt um ihren Widerstand 
zu brechen. Aber all diese Dinge sollten ja bereits hin-
länglich bekannt sein.

Wir haben uns gefragt: 

Brauchen wir den Weltfrauentag überhaupt noch? 

Ist das nur wieder so ein Tag für die Blumenindustrie?

Wir Frauen in Deutschland genießen heute viele Rech-
te die Gleichberechtigung und Unabhängigkeit bieten 
sollen. In den meisten Bereichen des täglichen Lebens 
kann man auch durchaus von gelebter Gleichberechti-
gung sprechen.

Die Realität im Arbeitsleben 
der Frauen sieht jedoch häu-
fig anders aus:

•	 Noch immer verdie-
nen Männer in vielen 
Bereichen bei gleicher 
Qualifikation und Tä-
tigkeit mehr als ihre 
Kolleginnen.

•	 Noch immer müssen 
Frauen immer et-
was besser sein als 

Männer   um die gleiche  
Karriere zu machen.

•	 Noch immer bedeu-
tet für fast jede Frau 
die Geburt eines Kin-
des ein Karriereknick.

•	 Noch immer sind es meistens die Frauen, die für 
Kindererziehung oder der Pflege von Angehörigen 
ihre Arbeitszeit reduzieren und somit aus dem Fo-
cus vieler Vorgesetzter verschwinden, zumindest 
wenn es um berufliche Weiterentwicklung geht.

Diese Probleme haben wir Frauen hier in Deutschland. 
Weltweit sieht es jedoch noch ganz anders aus.

Frauen werden geschlagen, verstoßen, vergewaltigt, 
eingesperrt und sind der Willkür der Männer wie auch 
mancher Tradition hilflos ausgeliefert. 

Solange diese Zustände nicht für alle Frauen dieser 
Erde beendet sind, brauchen wir den internationalen 
Frauentag!!!

Jeder mag diesen Tag für sich bewerten und verbrin-
gen.

Wir finden  es jedoch  eine gute Gelegenheit – auch für 
Männer – mal über Gleichberechtigung im Großen 
wie im Kleinen nachzudenken. 

Übrigens: im Beamtenbereich des Personalrates gibt 
es Frauen erst seit 22 Jahren. Wählen durften wir die 
Männer aber schon vorher.

In diesem Sinne ….

Herzliche Grüße 

Angelika Kunert & Martina Wojna

Nicht nur für Frauen ...
Von Angelika Kunert & Martina Wojna

Angelika Kunert

Martina Wojna
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Neujahrsturnier der GdP 
Kreisgruppe Braunschweig
ZKI Braunschweig gewinnt das 35. Neujahrsturnier

Am Neujahrsturnier 2018 nahmen insgesamt 11 
Mannschaften aus der Polizeiinspektion und Po-
lizeidirektion Braunschweig teil. 

Die  Vorrunde wurde in 2 Gruppen absolviert, 
wobei dabei 89 Tore erzielt wurden.

In den insgesamt 30 Begegnungen wurden 49 
Fouls begangen und durch die beiden Schieds-
richter konsequent geahndet.  Die Mannschaft 
des PD Stab spielte dabei am fairsten und ge-
wann, wie bereits auch 2017, den Fairnesspokal.  
Für das  Finale  konnten sich die Mannschaften 
der ZKI Braunschweig und PI Salzgitter durch-
setzen, das kleine Finale gewann die PI Goslar.

Von Klaus Uhde

Übergabe des Fairnesspokals an die Mannschaft PD 
Stab
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Dank an die dienstlich Verantwortlichen für die Ent-
sendung der Spielerinnen und Spieler. Besonderen 
Dank an den Polizeipräsidenten Herrn Pientka, der 
wie einige andere Vorgesetzte persönlich vor Ort war.

Ebenso gilt der Dank an Monika, Mareike und Hei-
ko, alle drei haben bewiesen, dass GdP auch Catering 

kann, denn wie im letzten Jahr hat die GdP Turnier-
leitung  auch wieder ein kleinen Imbiss gezaubert. 
Zum Schluss waren keine Brötchen und kein Chili con 
Carne mehr übrig. DANKE  auch für den Einsatz und 
die Leistung der Schiedsrichter. Leider hatten sich 
auch 2 Spieler verletzt, wir hoffen, dass keine lang-
wierigen Verletzungen entstanden sind.

Am 07.08.2018 findet das 7. BOS Sport-
fest diesmal als GdP Sport- und Familien-
fest auf der Bezirksportanlage Schwarzer 
Berg in Braunschweig statt. 

Wie üblich werden die drei Sportarten 
Fußball auf dem Kleinfeld, Beachvolley-
ball und ein Tennisturnier angeboten.

Wir wollen dieses Jahr wieder auch was 
für die Familien machen, ebenso ist eine 
dienstliche  Sportabnahme (Fahrrad, 
Laufen und Nordic Walking) geplant.

Die Details werden dem in Kürze erschei-
nenden Flyer entnehmen zu sein.

Tor-“gefährliche“ Szene in einer der insgesamt 30 Spielbegegnungen des Turniers

     Auch Catering kann die GdP



Ausgabe 01/2018

Seite 22

Mannschaften und Platzierung der Gruppe A:

Mannschaften und Platzierung der Gruppe B:

Pokalübergabe an die PI Goslar... ...und an die PI Salzgitter
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Vorbereitung auf  den Ruhestand
Bericht von der Informationsveranstaltung

Von Günter Bengelsdorf

Unter diesem Motto fand zum 16. Mal die Informa-
tionsveranstaltung für angehende  Pensionäre am 
22. Februar 2018 in dem Bereich der Polizeidirek-
tion Braunschweig  statt. Hierzu wurden die GdP-
Kolleginnen, GdP-Kollegen und Gäste, die bisher in 
den Ruhestand gegangen sind bzw. auf den Ruhe-
stand, die bis Januar 2019 in den Ruhestand gehen, 
speziell eingeladen. 

Unser Vorsitzender der GdP-Bezirksgruppe Braun-
schweig Jörg  K r e m e r eröffnete die heutige 
Informationsveranstaltung und begrüßte alle Kolle-
ginnen und Kollegen herzlichst. In seinen weiteren 
Ausführungen ging er ausführlich auf die gewerk-
schaftliche Arbeit der Bezirksgruppe und den Kreis-
gruppen ein. 

Hierbei stellte er die gewerkschaftlichen landespoli-
tischen GdP-Forderungen der Zukunft speziell her-
aus und wies dabei auf die GdP-Informationen,sowie 
den einzelnen monatlichen Ausgaben der „Deut-
schen Polizei – Nds. –„ einschließlich der speziellen 

„Artikel für Senioren„ hin.

Für interessierte Kolleginnen und Kollegen der GdP 
fand nunmehr das Seminar zum Thema „Vorbe-
reitung auf den Ruhestand„ in der Polizeidirektion 
Braunschweig statt. Ziel der Informationsveranstal-
tung ist, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf 
die Zeit nach dem beruflichen Engagement einzu-
stimmen. Dabei sollte die Alters- und die Kranken-
versicherung ebenso nähergebracht werden wie die 
vielerlei Möglichkeiten, sich in der neu gewonnenen 
Freizeit zu betätigen.

Anschließend übernahm unser Kollege Günter Ben-
gelsdorf  - Bezirksseniorensprecher – und der Kol-
lege Axel Schade die weitere Leitung der gesamten 
Informationsveranstaltung und begrüßte den Refe-
renten Detlef Gerth von der ZIB des Niedersächsi-

schen Landesamtes für Bezüge und Versorgung, der 
das 1. Referat „Versorgungsrecht„ und das 2. Referat 

„Beihilferecht„ übernahm. 

Weiterhin begrüßte der Kollege Günter Bengelsdorf 
die Kolleginnen und Kollegen Frau Angelika Kunert 

– Vorsitzende des Bezirkspersonalrates -, Frau Maria 
Maletz – Gleichstellungsbeauftragte – Herrn Hans-
Michael Steinhof – Personalratsvorsitzender der Po-
lizeiinspektion Braunschweig – und Herrn Manuel 
Skokalski – Vorsitzender des Hauspersonalrates. 

Mit den nachfolgenden Erläuterungen im 1. Re-
ferat gab Herr Gerth einen Überblick über die 
Grundlagen des Versorgungsrechts wies auf die 
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einzelnen Bestimmungen der Versorgung der Be-
amtinnen und Beamten in Niedersachsen hin. 

◊	 Berechnung der Pension,  kurz erläutert

◊	 Witwenpension

◊	 Sterbegeld

◊	 Polizei und Justiz erhalten einen einmaligen Aus-
gleich (§ 55, Abs. 1 NNeamtVG) i. H. v. 4091,-- 
EUR bei Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze.

◊	 Achtung: Bei Verschiebung der Altersgrenze nur 
noch anteilig.

◊	 NNeamtVG) i. H. v. 4091,-- EUR bei Er-
reichen der gesetzlichen Altersgrenze.  
 
	 Achtung: Bei Verschiebung der Altersgrenze 	
	 nur noch anteilig.

◊	 Anrechnung von andren Bezügen, wie z. B. Renten.

◊	 Auskünfte zur eigenen Pension kann man erhalten, 
wenn das 53. Lebensjahr vollendet ist bzw. vor ei-
ner Dienstunfähigkeit.

◊	 Selber berechnen: 71,75 % geteilt durch 40 
Dienstjahre = 1,79375 % pro Dienstjahr, wenn 
vollbeschäftigt.  
Mindestversorgung = derzeit ca.  1.498,-- EUR  
( 2018 = 1528,-- EUR).

◊	 Höchstgrenze der Pension 71,75 %, eigene Renten 
werden angerechnet.

◊	 Jedoch neu: Bei Verzicht der Vordienstzeiten kann 
die Pension höher als 71,75 % sein. Vergleichsbe-
rechnung durchführen.

◊	 Versorgungsausgleich …

•	 Wenn VAG neu berechnet werden soll, dann 
Antrag beim zuständigen Familiengericht stel-
len.

•	 Wenn Berechtigter des VGA verstorben ist und 
keine 36 Monate an Leistungen gezahlt wurde, 

kann auf Antrag der VGA ausgesetzt werden. 
Antrag beim Referat 23 stellen, die setzen sich 
mit dem Rententräger in Verbindung.

•	 Wenn die Scheidung nach neuem Recht aus-
gesprochen wurde, d. h. Versorgungsausgleich 
muss gezahlt werden und man selber erhält  
auch einen Versorgungsausgleich, dann kann 
bei Referat 23 ein Antrag gestellt werden, dass 
dieser evtl. gekürzt wird.

 
Zum 01. Juni 2018 erfolgt eine Erhöhung der Bezü-
ge von 2 Prozent laut Beschluß des Niedersächischen 
Landtages im Vorgriff auf die kommenden Tarifver-
handlungen.

In der Pause stand der Referent Herr Gerth den einzel-
nen Teilnehmern des Seminars für persönliche Fragen 
zur Verfügung.

Im 2. Referatsbereich ging der Referent Herr Gerth 
auf das Beihilferecht ein, d. h. die heutige gesetzliche 
Grundlage bildet der § 80 des NBG und die NBhVO 
vom 07. November 2011.

Zur weiteren Information erhielten alle Teilnehmer 
der heutigen Veranstaltung die einzelnen Mappen  
zum

◊	Versorgungsrecht mit Anlagen

◊	 Beihilferecht mit Anlagen

◊	 GdP-Ausgabe „Vorbereitung auf den Ruhestand„

◊	 GdP-Ausgabe „APS-Programm – Vorsorge„ 

Kontakt-Infos
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Unsere Seniorensprecher in den Kreisgruppen stehen unseren GdP-Kolleginnen und GdP-Kolle-
gen stets beratend zur Verfügung und sind erreichbar:

	
KG. Braunschweig	 Koll. Matthias Jago			   Tel:  0531 - 863076 

				    Koll. Axel Schade			   Tel.: 0531 - 332621 
				    Koll. Norbert Hellwig		  Tel.: 0531 - 695868 
			    
	 KG. Helmstedt	 Koll.in Britta Garske		  Tel.:  05351 - 33965 
	 KG. Wolfenbüttel	 Koll. Hans-Chr. Viermann		  Tel.:  05337 - 473 
	 KG. Goslar		  Koll. Horst Hahn			   Tel.:  05321 - 84480  
	 KG. Wolfsburg	 Koll. Ewald Stiehl			   Tel.:  0531 - 612339 
	 KG. Salzgitter	 Koll. Armin Lorenz			   Tel.:  05341 - 14865 
	 KG. Peine		  Koll. Manfred Müller		  Tel.:  05171 - 8082447 
	 KG. Gifhorn		  Koll. Hartwig Frede			  Tel.:  05371 - 980124

Diese Informationsveranstaltung zeigt einmal mehr, dass Mitglieder der GdP auch im Ruhestand nicht alleinge-
lassen werden. Am Schluss der heutigen Veranstaltung waren sich alle einig, dass die Informationsveranstaltung 

„Vorbereitung auf den Ruhestand„ weiterhin jährlich im Bereich der Bezirksgruppe Braunschweig durchgeführt 
werden sollte.  □

Foto: Informationsverstaltung „Vorbereitung auf den Ruhestand“ in der PD Braunschweig.
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Jahreshauptversammlung der GdP 
Kreisgruppe Wolfsburg

Die Jahreshauptversammlung der GdP-Kreisgruppe 
Wolfsburg wurde am Donnerstag, 30. November 2017, 
in der Zeit von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr, im Centro 
Italiano, in der Wolfsburger Innenstadt, durchgeführt.

Auf Einladung unseres 1. Vorsitzenden, Bernhard 
Habrom, fanden sich über 30 Mitglieder in der oben 
genannten Örtlichkeit ein. „Barny“, wie unser 1. Vor-
sitzender auch landläufig heißt, eröffnete die Sitzung 
(Bild oben) und konnte neben einigen Jubilaren, Pen-
sionären und Aktiven, u.a. den Leiter unserer PI (Bild 
rechts), Herrn Olaf Gösmann, aus dem Bezirksperso-
nalrat Martina Wojna sowie den Bundesjugendvorsit-
zenden Kevin Komolka begrüßen.

Alle Gastredner erläuterten in treffenden Reden wo 
zur Zeit der „Schuh drückt“ und an welchen Prob-
lemen die Landespolitik insbesondere zu arbeiten 
hat. Insbesondere Kevin Komolka forderte zu mehr 
Aktivität zur Umsetzung unseres Attraktivitätspro-
gramms auf und zu einer besseren Einbindung der 
jüngeren Gewerkschaftsmitglieder.

Der 1. Vorsitzende 
der GdP-Kreisgruppe 
Wolfsburg

Von Olaf Drimalski

Der Leiter der PI Wolfsburg: Olaf Gösmann
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Damit nicht nur der „Geist“ gefordert wurde, gab es 
nach Kaffee und Kuchen beim anschließenden Spie-
leabend für das leibliche Wohl ausreichend Nahrung.

Am Spieleabend nahmen mehr als 40 „Spieler“ nicht 
nur der GdP teil und hatten ihren Spass beim Doppel-
kopf, Kniffel und Poker. Alle Anwesenden hoffen na-

türlich wie jedes Jahr wieder auf eine Wiederholung 
im kommenden Jahr. □

Einer der Gastredner: Kevin Komilka

Martina Wojna am Rednerpult Gut versorgt...

Spieleabend in gemütlicher Runde mit Doppelkopf, 
Kniffel und Poker
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Am Donnerstag, 01.03.2018, fand 
im THW-Vereinsheim in Salzgitter-
Salder die Jahreshauptversamm-
lung der GdP- Kreisgruppe Salzgitter 
statt. Der Vorsitzende Frank Kuhn 
begrüßte die 28 Mitglieder der 
Kreisgruppe. Die Pensionäre waren 
zahlreich anwesend, jedoch waren 
von den aktiven Mitglieder leider 
nur sehr wenige Kolleginnen und 
Kollegen erschienen. Die Grußwor-

te hielten die stellvertretende GdP 
Landesvorsitzende und Mitglied im 
Bundesvorstand Elke Gündner-Ede, 
sowie der stellvertretende PI-Leiter 
Polizeidirektor Eckhard Häring. 

Die Kollegin Elke-Gündner-Ede 
ging bei ihren Grußworten auf 
die aktuellen Tarifverhandlun-
gen Bund & Kommune ein, gab ein 
Einblick über die zukünftigen Per-
sonaleinsparungen mit einem Ein-
stellungsstopp im Tarifbereich 
und berichtetet über die Proble-
matik der befristeten Arbeitsver-
träge und dem Polizei-Client.  
Der Polizeidirektor Eckhardt Häring 
erläuterte die Herausforderungen in 
den nächsten Monaten für die PI SZ/
PE/WF bei den Themen Migration, 
Cyber- Crime, TWE/ WED, hohen 
Krankenstände und die Abgabe von 
Personal an die Polizeiakademie zur 
Unterstützung für die Beschulung 
der Neueinstellungen.

Der Kreisgruppenvorsitzende ging 
in seinem Tätigkeitsbericht und 
seiner anschließenden Rede auf die  

Aktivitäten und aktuellen Problem-
felder u. a. auf die Versprechungen 
der Parteien vor den vorgezogenen 
Landtagswahlen, den gestiegenen 
Mehrbelastungen bei weniger Per-
sonal, den hohen Krankenständen, 
der Konzeption im Tarif- und Ver-
waltungsbereich und dem aktuel-
len Beurteilungserlass ein. Danach 
trug der Kassierer Martin Schenker 
seinen Kassenbericht vor. In der 
anschließenden Aussprache wurde 
über das bekannte Problem eines 
mangelnden Interesses der aktiven 
Mitglieder an der GdP-Kreisgrup-
penarbeit diskutiert. Der Vorstand 
wird sich diesem Thema verstärkt 
annehmen.

Im öffentlichen Teil wurden folgen-
de Kolleginnen und Kollegen geehrt:

◊	 für 25 Jahre Sandra Bor-
mann und Matthias Düerkop  
(Ariane Wulfes wurde auf 
der Dienststelle geehrt) 

◊	 40 Jahre Wilfried Berg ehem. 
PI-Leiter, Eckhard Häring, 

Jahreshauptversammlung für das Jahr 2017 der GdP-
Kreisgruppe Salzgitter 

Von Frank Kuhn

Der Vorsitzende der GdP-Kreisgruppe Salzgitter mit den geehrten GdP-Mitgliedern: V.l.n.r.: Christian Schultz, Matthias Duer-
kop, Sandra Bormann, Detlef Friedrich. Frank Kuhn, Wilfried Berg und Eckart Häring. Foto(s): Udo Päsler.

Der Vorsitzender der GdP-Kreisgruppe 
Salzgitter, Frank Kuhn.
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Salzgitter. Im Februar kam es für die Poli-
zeiinspektion Salzgitter/Peine/Wolfenbüt-
tel zu einem Großeinsatz vor dem Rathaus in 
Salzgitter-Lebenstedt. Türkische Vereine und 
Verbände hatten zu einer Demonstration für 
den Frieden aufgerufen. 

Rund 2000 türkischstämmige Bürgerinnen und 
Bürger versammelten sich auf dem Rathausvor-
platz. Aufgrund von befürchteten Zusammenstößen 
mit Kurden war auch die Polizeiinspektion auf den 
Plan gerufen. Mit Unterstützung mehrerer Einsatz-
hundertschaften aus ganz Niedersachsen wurde ein 
Großaufgebot an Einsatzkräften bereit gestellt. 

Neben dem Polizeipräsidenten Michael Pientka und 
dem Polizeivizepräsidenten Roger Fladung machten 

sich auch der GdP-Kreisgruppenvorsitzende Frank 
Kuhn und der Vorsitzende des örtlichen Personal-
rates der Polizeiinspektion Salzgitter/Peine/Wol-
fenbüttel Christian Schultz ein Bild von der Lage vor 
Ort. Kuhn und Schultz kamen schnell mit zahlreichen 
Kolleginnen und Kollegen ins Gespräch über den Ein-
satz und die Verpflegung, sowie das „ganze Drumhe-
rum“. Außer das mal wieder ein freier Sonntag, dank 
des Einsatzes, gestrichen wurde, gab es sonst keine 
Beschwerden von den Einsatzkräften. Ein ausdrück-
liches Lob gab es für die, wieder einmal,  reibungslose 
Verpflegung.

Die eigentliche Demonstration war nach zwei Stun-
den friedlich beendet. Die Einsatzkräfte hatten einen 
ruhigen Sonntagnachmittag in Salzgitter-Lebenstedt 
verbracht.   

Einsatz Türken-Demo in Salzgitter-Lebenstedt

Christian Schultz  (Edeltraut Nikolei und Holger 
Borrmann wurden auf der Dienststelle geehrt) 

◊	 50 Jahre Detlef Friedrich

Die Ehrungen für 40 jährige Mitgliedschaft für Frau Ka-
trin Lehrmann und dem Kollegen Ralf Ciomperlik wer-
den zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt. 

In seiner Rede überbrachte der Vorsitzende der GdP 
Bezirksgruppe Braunschweig Jörg Kremer die Grüße 
seines Vorstandes und ging ebenfalls auf die aktuellen 
Probleme im Tarif- und Verwaltungsbereich ein und kri-

tisierte die zunehmende Gewalt gegen Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte.

Zu der Sitzung wurde ein Imbiss gereicht und die Ver-
sorgung übernahmen dankenswerter Weise  Reini Mey-
er und  Martin Schenker. 

Polizeidirektor Eckart Häring

Am Rednerpult: Elke Gündner-Ede
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Ich bin seit über vierzig Jahren Mitglied in der Gewerk-
schaft der Polizei und unterstütze auch, dass Missstän-
de oder andere Unzulänglichkeiten durchaus einer 
kritischen, aber auch weitestgehend neutralen und sau-
ber recherchierten Betrachtung unterzogen werden. 

Dazu gehört sicher auch das immer wiederkehrende 
Thema Beurteilungen, was uns alle, sowohl Beurteiler 
/innen als auch die zu beurteilenden Kolleginnen und 
Kollegen, im letzten Jahr bekanntermaßen aufgrund 
der aktuellen Rechtsprechung vor ganz besondere He-
rausforderungen gestellt hat.

Zum Artikel nun folgende Anmerkungen:

Die einleitende Aussage in Bezug auf „ Nasenfaktor“ und  
„Wer gut schmiert, der fährt gut“ als „wiederum“ tragen-
de Säule im Beurteilungsverfahren spricht eigentlich 
schon allein für sich und sagt alles über die Qualität die-
ses Beitrages aus. 

Unter dem zweiten Spiegelpunkt des oben genannten 
Beitrages wird neben anderen Einzelfällen über einen 
Kollegen berichtet, der sich im Rahmen der Beurtei-
lung 2017, offensichtlich aus alter Verbundenheit, mit 
seinem „Problem“ an den Verfasser gewandt hat. Der 
Autor hatte nun nichts Besseres zu tun als die ihm mit-
geteilten Vorgänge, und zwar offensichtlich bewusst 
ohne weiter Prüfung auf Wahrheitsgehalt oder auch ggf. 
Rücksprache mit anderen Beteiligten, in seiner unnach-
ahmlichen Art und Weise unter die Kollegenschaft zu 
bringen. 

Weiter berichtet er über Zweitbeurteilerkonferenzen, 
deren Inhalte und insbesondre auch Hintergründe und 
Detailfragen ihm nicht bekannt sein können. Dabei ver-
mittelt er dem Leser den Eindruck, als habe er selbst an 
den Besprechungen teilgenommen und bezichtigt in 
gleichem Zuge Beurteiler, sich nicht an irgendwelche 
Regelungen gehalten zu haben.

Die Krone setzt er dem Ganzen auf, indem er nach 
meinem persönlichen Empfinden (wirklich Einzel-
meinung?) in despektierlicher und polemischer Wei-

se Leistungsverantwortliche, bei denen es sich ja auch 
um Kolleginnen/en und im Einzelfall auch um Mitglie-
der der GdP handelt, als „Fürsten“ bezeichnet, und das 
nicht zum ersten Mal. Die Kolleginnen und Kollegen, 
die bereits länger in unserer Behörde beheimatet sind, 
wissen den Verfasser und seine Eskapaden zum Groß-
teil hinreichend realistisch einzuschätzen.

Unsere Nachwuchskräfte jedoch, zum Teil direkt von 
der Polizeiakademie in unsere Behörde versetzt, wer-
den sich allerdings fragen, in welchem „Laden“ sie hier 
eigentlich  gelandet sind und welche Urspezies von Vor-
gesetzten nach den Darstellungen des Schreibers in der 
Polizeidirektion Braunschweig noch am Werke sind.

Vielen Dank dafür „Kollege“!!!

Auch wenn das Blatt den Namen „Eulenspiegel“ trägt, 
darf man von Beiträgen, die unter dem Namen der 
(auch meiner) Gewerkschaft der Polizei erscheinen, ein 
gewisses Mindestmaß journalistischer Grundsätze wie 
z.B. Wahrhaftigkeit, Sorgfalt und Toleranz erwarten. 

Die Form dieses Artikels bewegt sich aus meiner Sicht 
eher auf dem Niveau der Klatschpresse, und es wundert 
mich stark, dass die Ausgabe (offensichtlich mit Billi-
gung der hauptverantwortlichen Redaktionsmitglie-
der???) so in Druck gegangen ist. 

Ich bitte darum, mir und dem interessierten Leser mit-
zuteilen, ob die Darstellungen des Beitragsverfassers 
von der Redaktion mitgetragen werden. Sollte dies, was 
ich inständig hoffe, nicht der Fall sein, empfehle ich, den 
Verfasser aufzufordern, sich zukünftig in Form von Le-
serbriefen zu äußern, damit nicht der Eindruck entsteht, 
dass er mit seinen Beiträgen die Meinung der gesamten 
Redaktion widerspiegelt. Da kann er dann meinetwegen 
auch weiter über „Fürsten,  „Könige“ und „Es war ein-
mal…“ schreiben.

Mit kollegialen Grüßen für ein erfolgreiches Jahr 2018 

Andreas Lübke

Leserbrief 
zum Artikel “Beurteilungen 2017“ im Eulenspiegel, Ausgabe  03/2017
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Zum Artikel „Beurteilungen 2017“ von Rainer Holze 
im Eulenspiegel 3/2017 erreichten mich zahlreiche 
Telefonanrufe und E-Mails sowie der links abge-
druckte Leserbrief. Diese Resonanz betrachte ich als 
sehr positiv, zumal mir hierbei – naturgemäß - völlig 
unterschiedliche Meinungen zugetragen wurden. Da-
bei ist mir bewusst, dass ein breites Meinungssprek-
trum nicht nur ein willkommener Ausdruck völlig 
unterschiedlicher Bedürfnisse und Ansichten unserer 
(sehr vielen) Mitglieder darstellt, sondern insgesamt 
auch ein Indikator für gelebte Demokratie ist, für die 
die GdP uneingeschränkt steht. 

Klarstellen möchte ich an dieser Stelle, dass es sich 
bei den Verfassern von Artikeln im Eulenspiegel so-
wohl um Angehörige der Redaktion selbst, als auch 
um engagierte „Freie Redakteure“ aus dem Kreis 
unseres gewerkschaftlichen Wirkens handelt. Bei 
Bedarf greifen wir - wie in der aktuellen Ausgabe - zu-
sätzlich auch auf Autoren zurück, die außerhalb unse-
rer Kernaufgabe publizistisch tätig sind.

Anzumerken ist in diesem Zusammenhang weiterhin, 
dass die Autoren für ihre Artikel im Rahmen der gül-

tigen Gesetzgebung, insbesondere im Sinne des Arti-
kels 5 unseres Grundgesetzes,  selbst verantwortlich 
und verfassungsgemäß frei sind und der Inhalt - aus 
unserem demokratischen Selbstverständnis heraus 

- nicht unbedingt auch der Meinung unserer Redakti-
on entsprechen muss.  

Über den Umstand des erhaltenen Leserbriefes bzw. 
der Meinung unseres Kollegen Andreas Lübke, eine 
von vielen Meinungen unserer Mitglieder erhalten zu 
haben und abbilden zu können, möchte ich an dieser 
Stelle die Gelegenheit ergreifen, erneut auf unseren 
Leserbriefservice hinzuweisen. Für die Bedürfnis-
se der Meinungsäußerung unserer Leser stehen wir 
nicht nur persönlich zur Stelle, sondern auch über ein 
Kontaktformular auf unserer Webseite (gdp-bezirks-
gruppe-bs.de) und direkt über die E-Mail Adresse: 
eulenspiegel@gdp-bezirksgruppe-bs.de. Der Form 
halber weisen wir darauf hin, dass wir uns - abhän-
gig redaktioneller Belange - vorbehalten, Leserbriefe 
nicht, nicht zeitnah oder gekürzt abzudrucken.

      Jörg Kremer

Auf  Bitte - Hinweis der Redaktion

... dass der Innenminister Boris Pistorius (SPD) die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Polizeidirektion Braun-
schweig zu einem Gespräch ein lädt?
 
Termin: Mittwoch, 04. April 2018, 10.30 - 13.00 Uhr, Konfe-
renzraum 3 „Grüner Salon“, der PD Braunschweig.
 
Eine gute Gelegenheit Fragen, Anmerkungen, Anregungen 
pp. zu stellen bzw. zu äußern! 

Schon gehört?
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Nach unserem Start von der 
Polizeiwache Heßlinger Stra-
ße führte uns die Wanderung 
am Amtsgericht und Schiller-
teich vorbei zum VW Bad. Von 
dort ging es weiter am VW Gäs-
tehaus Rothehof vorbei, über 
eine Fußgängerbrücke über die 
Braunschweiger Straße in Rich-
tung Klinikum Wolfsburg. Kurz 
vorm Klinikum bogen wir ab zum 
Klieversberg und versammelten 
uns dort bei herrlichem Son-
nenschein und angemessenen 
winterlichen Temperaturen zu 
einem kleinen Imbiss mit Glüh-
wein und Kaltgetränken.

Am Klieversberg, wobei Berg 
vielleicht ein bisschen zu hoch 
gegriffen erscheint, befindet sich 

der beste Panoramablick über 
Wolfsburgs Norden (insbeson-
dere zu Silvester ein unvergessli-
cher Anblick).

Nach dieser kleinen Stärkung 
wanderten wir weiter zu unse-
rem Zielpunkt: Gaststätte Son-
nenschein bei Otto im dortigen 
Kleingartenverein. Bei Otto wur-
de natürlich sofort einer Dehyd-
rierung der stark beanspruchten 
Körper vorgebeugt und die ent-
leerten Energiespeicher aufge-
füllt.

Alles in Allem war es wieder eine 
sehr gelungene gemeinsame 
Aktion, die auf jeden Fall noch 
mehrfach wiederholt werden 
muss! □

Grün- bzw. Braunkohlwanderung der  
GdP Kreisgruppen Wolfsburg und Helmstedt

Traditionell wandern unsere Kreisgruppen 
seit Jahren gemeinsam wechselweise 
mal in Helmstedt und mal in Wolfsburg. 
Auch in diesem Jahr haben sich wieder 
36 Teilnehmer eingefunden, um gemeinsam in Wolfsburg die Innenstadt kennenzulernen.

Von Olaf Drimalski
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23.02.2018 - Der Ergänzungsbau auf dem Gelände der Polizeiinspektion Gifhorn an der 
Hindenburgstraße liegt voll im Zeitplan. Mittlerweile wurden die Außengerüste an der 
Fassade des Gebäudes komplett abgebaut und die Innenarbeiten wie Heizung, Sanitär 
und Elektrik laufen auf Hochtouren. 

Zwischenzeitlich wurde auch der 
Übergang (im Kollegenkreis auch 
scherzhaft „Beamtenlaufbahn“ 
genannt) vom Alt-Gebäude in 
den Neubau erstellt, dieser muss 
anschließend nur noch verklei-
det und isoliert werden. Sollte 
alles planmäßig so weiterlaufen, 
hoffen die Kolleginnen und Kol-
legen, die neuen Büroräume im 
Sommer dieses Jahres beziehen 
zu können. 

Das wäre dann auch rechtzeitig 
vor dem Tag der offenen Tür der 
Polizeidirektion Braunschweig, 
der in diesem Jahr am 25. August 
von der Polizeiinspektion Gifhorn 
ausgerichtet wird. 

Neubau im Zeitplan

Von Thomas Reuter

Der Ergänzungsbau der Polizeiinspektion Gifhorn an der Hindenburgstraße 2

Die „Beamtenlaufbahn“



Ausgabe 01/2018

Seite 34

Aktuelle Info
IN

F
O

 A
K

T
U

E
L

L
 !

Zu Beginn des neuen Jahres starten die Tarif-
verhandlungen für die Beschäftigten des Bun-
des und der Kommunen (TVÖD), die ja immer 
zeitversetzt zu unseren Tarifverhandlungen 
der Länder (TV/L) mit einer jeweiligen Lauf-
zeit von 2 Jahren  stattfinden. Erfahrungsge-
mäß gilt das erzielte Ergebnis des TVÖD als 
Grundlage/Richtwert für die im Folgejahr 
stattfindenden Verhandlungen der Länder. 

Die Mitglieder der Landestarifkommission, de-
ren Mitglied ich bin, haben rege darüber disku-
tiert, welche Prioritäten die breite Masse der 
Tarifbeschäftigten in der Polizei bei den Tarif-
verhandlungen setzen würden. Selbstverständ-
lich ist eine prozentuale Entgelderhöhung nach 
wie vor immer großes Thema. Es gibt aber auch 
Stimmen, die eher für mehr Urlaubstage oder 
eine Arbeitszeitverkürzung sprechen.

Selbstverständlich wären uns wohl alle drei 
Punkt nur recht oder besser gesagt, mehr als 
willkommen. So läuft das aber leider nicht.

Alles, was wir abgesehen von der prozentualen 
Erhöhung fordern, wird uns im Gegenzug von 
dieser abgezogen. Es gilt also sehr sorgfältig 

zu prüfen, was man da so in die Forde-
rungen einbringt. Letztendlich 
geht es darum was uns wichti-

ger ist:

Mehr Geld oder mehr 
Freizeit ?

Ich bin davon über-
zeugt, dass die Bewer-
tung dieser Frage sehr 

stark von der Entgeltgrup-

pe abhängig ist, in der sich die jeweilige Person 
befindet. 

Kollegen/Kolleginnen der Entgeltgruppe 4 be-
werten dies sicher anders als Kollegen/-innen  
der Entgeltgruppe 11 und aufwärts...Hier han-
delt es sich aber um meine subjektive Einschät-
zung dieser Angelegenheit.

In der Tarifkommission haben wir uns darauf 
verständigt, einmal die Tarifbeschäftigten in 
unseren Behörden zu befragen, welche Priori-
täten sie setzen würden. Eine Rückmeldung in 
die Kommission sollten wir bis zum 15.01.2018 
geben.

Aufgrund der bevorstehenden Feiertage und 
der damit verbundenen Urlaubszeit ist es 
mir zeitlich leider  nicht möglich, euch in den 
Dienststellen persönlich anzusprechen.

Da mir aber eure Meinung wirklich sehr wich-
tig ist, habe ich diesen schriftlichen Weg ge-
wählt und wäre euch dankbar für eine kurze 
Rückmeldung per Email an mich oder aber 
auch persönlich an eure Kreisgruppenvorsit-
zenden.

In der Hoffnung auf möglichst viele Antworten 
verbleibe ich schon mal mit den besten Wün-
schen für das neue Jahr.

HerzlicheGrüße

Eure

Martina Wojna 
           stellvertretende  

Bezirksgruppenvorsitzende

Von Martina Wojna
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